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Dieses Rundschreiben stellt keine Verordnung dar. Es soll als Orientie-
rungshilfe dienen und gibt die Rechtsauffassung der FMA wieder. Über die 
gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten können 
aus Rundschreiben nicht abgeleitet werden. 



     

 

 
 

      

      

 

     

     

        

 

    

       

      

    

      

       

    

  

  

 

       

 

     

      

         

        

      

      

     

        

           

       

   

 

      

    

     

       

1. Februar 2005 

Aus gegebenem Anlass nimmt die FMA zur Frage Stellung, in welchem Ausmaß negative 

Risikoprämien bei Pensionskassenprodukten bezüglich Berufsunfähigkeit zulässig sind. 

Werden von Pensionskassen Pensionszusagen mit im Vergleich zum anwartschaftlichen 

Barwert auf Alterspension bzw. vorhandenem Deckungskapital niedrigen Berufsunfähig-

keitspensionen angeboten, so kommt es zu hohen negativen Risikoprämien. 

Dies soll durch folgendes Beispiel illustriert werden: 

In einem beitragsorientierten Modell ist im Falle des Anfalls der Alterspension die Verrentung 

des vorhandenen Kapitals vorgesehen. Im Falle des Eintritts der Berufsunfähigkeit ergibt 

sich die Berufsunfähigkeitspension durch Verrentung von 30% des vorhandenen Deckungs-

kapitals, wobei diese Berufsunfähigkeitspension mit Erreichen des Pensionsantrittsalters der 

Alterspension in eine Alterspension der gleichen Höhe übergeht. Die Hinterbliebenenpension 

beträgt 30% der Pension des Anwartschafts- und Leistungsberechtigten. Bei Beendigung 

des Dienstverhältnisses vor Eintritt eines Leistungsfalles werden 95% des Deckungskapitals 

zuzüglich 95% der Schwankungsrückstellung ausbezahlt. 

Im Leistungsfall der Berufsunfähigkeit verfällt in solchen Modellen ein großer Anteil der vor-

handenen Deckungsrückstellung zugunsten des versicherungstechnischen Ergebnisses der 

Veranlagungs- und Risikogemeinschaft. Wenn innerhalb einer Berechnungsperiode nicht der 

Leistungsfall „Berufsunfähigkeit“ eintritt, erhält der Anwartschaftsberechtigte eine versiche-

rungstechnische Prämie („negative Risikoprämie“), da er ja im etwaigen Leistungsfall aus 

dem Titel der Berufsunfähigkeit einen Teil seines vorhandenen Deckungskapitals verloren 

hätte. Diese Prämie wird dem Anwartschaftsberechtigten gutgeschrieben und erhöht somit 

zukünftige Leistungen. Um die gemäß einem derartigen Tarif in Aussicht gestellten Leistun-

gen an Alterspension erreichen zu können, müssen negative Risikoprämien gutgeschrieben 

werden. Andererseits ist der Eintritt einer entsprechenden Anzahl von Berufsunfähigkeitsfäl-

len Voraussetzung, da nur dann entsprechende Kapitalien frei werden um diese negativen 

Risikoprämien zu finanzieren. Bei Nichteintritt dieser Berufsunfähigkeitsfälle kommt es daher 

zu systematisch negativen versicherungstechnischen Ergebnissen. 

Im Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Eintritt eines Leistungsfalles wird in sol-

chen Modellen im Wesentlichen die Deckungsrückstellung (je nach Methode unter Berück-

sichtigung von Verwaltungskosten und der Schwankungsrückstellung) geleistet. Diese Leis-

tung ist damit deutlich höher als im Falle der Berufsunfähigkeit. 
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Das subjektive Risiko, dass der einzelne Anwartschafts- oder Leistungsberechtigte die Höhe 

seiner Leistung dadurch beeinflussen kann, ob er einen Antrag auf Berufsunfähigkeitspensi-

on oder auf Leistung eines unverfallbaren Betrages stellt, ist in üblichen Pensionskassenver-

trägen nicht ausgeschlossen und wohl auch kaum auszuschließen (Nachweis der „Nicht-

Berufsunfähigkeit“ im Falle von unverfallbaren Leistungen). 

Selbst unter der Annahme, dass das subjektive Risiko ausgeschlossen werden könnte, ist 

aus aktuarieller Sicht jedenfalls anzumerken, dass die Verwendung der üblichen Invalidisie-

rungswahrscheinlichkeiten für die Bewertung negativer Risikosummen problematisch ist. 

Diese Wahrscheinlichkeiten wurden für den Risikofall konstruiert und können daher nicht oh-

ne weiteres extensiv und systematisch für das komplementäre Risiko verwendet werden. 

Insbesondere die Tatsache, dass die üblichen Invalidisierungswahrscheinlichkeiten bekann-

termaßen auch durch arbeitsmarktpolitische Effekte beeinflusst sind und vor allem bei pensi-

onsnahen Lebensaltern tendenziell zu hoch sind, verbietet aktuariell die dargestellte Art der 

Verwendung. Eine getrennte Abrechnung positiver und negativer Risikoprämien im versiche-

rungstechnischen Ergebnis ist selbst bei Ausschluss des subjektiven Risikos, auch aus 

Gründen der Sorgfaltspflicht gegenüber allen Anwartschafts- und Leistungsberechtigten in-

nerhalb einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft geboten. 

Das Auftreten negativer Risikobeiträge ist grundsätzlich Bestandteil von üblichen versiche-

rungsmathematischen Berechnungsverfahren. Daher ist auch nicht grundsätzlich deren Auf-

treten zu kritisieren. Problematisch ist der systematische Einsatz von negativen Risikoprä-

mien zur Erhöhung von Alterspensionsleistungen in einem extensiven Ausmaß. 

Pensionskassenmodelle, in denen extensive negative Risikobeiträge bezüglich einer etwai-

gen Leistung aus dem Titel der Berufsunfähigkeit vorgesehen sind, stehen im Widerspruch 

zu den für Pensionskassenzusagen zu berücksichtigenden anerkannten Regeln der Versi-

cherungsmathematik und sind daher unzulässig. Denn gemäß § 15 Abs. 2 PKG hat die Fest-

legung der Pensionskassenbeiträge und Leistungen nach den anerkannten Regeln der Ver-

sicherungsmathematik im Geschäftsplan zu erfolgen. Gemäß § 20a Abs. 5 PKG hat der Ak-

tuar, gemäß § 21 Abs. 5 der Prüfaktuar seine Tätigkeit nach den anerkannten Regeln der 

Versicherungsmathematik auszuüben. 

Darüber hinaus kann es bei Pensionszusagen mit im Verhältnis zur Alterspension sehr nied-

riger Berufsunfähigkeitspension, die dann in eine Alterspension gleicher Höhe übergeht, und 
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einer Hinterbliebenenpension, die sich als Prozentsatz der BU- bzw. Alterspension errech-

net, zu sehr niedrigen Hinterbliebenenpensionen kommen. Die FMA bezweifelt, dass damit 

der Intention des § 1 Abs. 2 PKG entsprochen wird. 
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